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WINDSOR/BELFAST (dpa) - Zum
100-jährigen Bestehen Nordirlands
hat Königin Elizabeth II. die Anstren-
gungen vieler Menschen für den
Friedensprozess in der Region ge-
würdigt. „Es ist klar, dass Versöh-
nung, Gleichheit und gegenseitiges
Verständnis nicht selbstverständlich
sind und weitere nachhaltige Stand-
haftigkeit und Engagement erfor-
dern“, schrieb die Queen in einer am
Montag veröffentlichten Botschaft.
Der Friedensprozess in der ehemali-
gen Bürgerkriegsregion sei der Ver-
dienst einer Generation von Politi-
kern und Menschen, die den Mut und
die Vision gehabt hätten, Versöh-
nung über Spaltung zu stellen.

Der 3. Mai 1921 gilt Historikern zu-
folge als Geburtsstunde Nordirlands.
An diesem Datum trat das Gesetz in
Kraft, das die Abspaltung Nordir-
lands vom Rest der irischen Insel
manifestierte. Anders als Irland, das
sich 1922 zur unabhängigen Republik
abspaltete, blieb Nordirland seitdem
britisch. Die Frage, ob das Land zum
Vereinigten Königreich gehören
oder sich mit der Republik Irland
wiedervereinigten sollte, führte zu
einem jahrzehntelangen, blutigen
Bürgerkrieg. Zuletzt nahmen die
Spannungen in der Region wieder zu
– unter anderem aufgrund neuer Re-
geln für den Handel mit Großbritan-

nien, die durch den Brexit entstan-
den sind. Diese führten auch zu Un-
ruhen in der Unionisten-Partei, de-
ren Parteichefin Arlene Foster in der
vergangenen Woche ihren Rückzug
ankündigte. Etliche Parteikollegen
aus der unionistischen Democratic
Unionist Party (DUP) hatten Foster
für ihre Rolle in den Brexit-Verhand-
lungen kritisiert und ihr vorgewor-
fen, nicht genügend Druck auf Lon-
don ausgeübt zu haben.

Trotz des britischen EU-Austritts
gelten für Nordirland nämlich weiter-
hin die Regeln des EU-Binnenmarktes,
weshalb für Waren aus Großbritan-
nien neue Kontrollen und Formalitä-
ten notwendig werden. Festgehalten
ist dies im Nordirland-Protokoll, das
Teil des von London und Brüssel aus-
gehandelten Brexit-Deals ist. Die
Unionisten sehen die neuen Handels-
barrieren in der Irischen See als schlei-
chende Abkoppelung von Großbritan-
nien an und wollen das Protokoll am
liebsten wieder komplett abschaffen.

Wer die Unionisten-Partei künftig
anführt, könnte sich entscheidend
auf die Stabilität der Region und ih-
rer Regierung auswirken. Die DUP
arbeitet in der nordirischen Regio-
nalregierung mit der republikani-
schen Sinn Fein-Partei zusammen,
die das mehrheitlich katholische La-
ger vertritt und sich für eine Wieder-
vereinigung des Landes mit der Re-
publik Irland einsetzt.

Queen ruft zu weiterem
Kraftakt für den Frieden auf

Nach zahlreichen Ausschreitungen befindet sich
Nordirland erneut in unruhigem Fahrwasser

Von Larissa Schwedes
●

„Kandidat im Wahlkreis Suhl/Schmalkalden“
muss sich an Abgrenzung zur AfD halten
BERLIN (dpa) - CDU-Chef Armin Laschet sieht in der
umstrittenen Nominierung von Ex-Verfassungsschutzchef
Hans-Georg Maaßen als Bundestagskandidat kein Spalt-
potenzial für die Union. „Mit der AfD wird nicht koaliert,

nicht kooperiert, nicht einmal ver-
handelt.“ Die AfD sei erklärter politi-
scher Gegner der CDU. Ziel sei es,
dass sie aus den Parlamenten ver-
schwinde. „Ich erwarte nur, dass sich
jeder an diese Regeln, die ich vor-
gebe, hält. Auch der Kandidat im
Wahlkreis Suhl/Schmalkalden.“
Maaßen war am Freitagabend von
den Delegierten von vier CDU-Kreis-
verbänden in Südthüringen zum
Bundestagskandidaten gewählt wor-

den. Er ist wegen seiner Haltung unter anderem zur
Flüchtlingspolitik umstritten. Politiker von SPD, Grünen
und Linke warfen der CDU vor, mit Maaßen am rechten
Rand zu fischen. Massive Kritik kam aber auch aus den
eigenen Reihen.

EU bestellt wegen russischer 
Einreiseverbote Botschafter ein 
BRÜSSEL (dpa) - Die EU hat wegen der Einreiseverbote
gegen acht ranghohe Politiker und andere Funktions-
träger den russischen Botschafter einbestellt. „Wir wer-
den ihm übermitteln, dass wir diese Entscheidung scharf
verurteilen und zurückweisen“, sagte ein Sprecher des
Auswärtigen Dienstes der EU am Montag in Brüssel. Für
die Sanktionen gebe es keinerlei rechtliche Erklärung.
Von den am Freitag bekannt gegebenen Maßnahmen sind
EU-Parlamentspräsident David Sassoli, die Vize-Kommis-
sionspräsidentin Vera Jourova und der für den Fall Na-
walny zuständige Sonderberichterstatter der Parlamenta-
rischen Versammlung des Europarats, Jacques Maire,
betroffen. Das Außenministerium in Moskau begründete
die Einreisesperren mit den aus seiner Sicht unbegründe-
ten EU-Sanktionen gegen russische Funktionäre, die im
März in Reaktion auf die Inhaftierung des Oppositions-
politikers Alexej Nawalny erlassen wurden.

Einreise von Geimpften in 
die Europäische Union rückt näher 
BRÜSSEL (dpa) - Europa sperrt auf - zumindest wenn es
nach der EU-Kommission geht. Die Brüsseler Behörde
schlug am Montag vor, die wegen der Corona-Pandemie
verhängten Einschränkungen für Einreisen in die Eu-
ropäische Union deutlich zu lockern. Nach mehr als
einem Jahr strikter Einreisestopps könnten bald schon
Geimpfte aus der ganzen Welt problemlos in die EU
reisen – unabhängig von der Lage in ihrer Heimat.
Es sei Zeit, den europäischen Tourismus wieder in
Schwung zu bringen und grenzüberschreitende Freund-
schaften neu aufleben zu lassen, schrieb EU-Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen auf Twitter. Al-
lerdings handelt es sich zunächst nur um Vorschläge,
über die nun noch die EU-Staaten beraten müssen. Die
Entscheidung, wer einreisen darf, liegt letztlich bei jedem
einzelnen Land. Ein Kommissionsbeamter sagte am Mon-
tag, er hoffe, dass die – rechtlich nicht bindenden – Emp-
fehlungen Ende Mai in Kraft seien.

Kurz berichtet
●

Hans-Georg Maa-
ßen FOTO: REICHEL/DPA

BERLIN - Zu erheblichen Verände-
rungen im täglichen Leben dürfte der
Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts zur Klimapolitik führen. Ben-
zin, Diesel, Heizöl und Kohle könn-
ten bald schneller als bisher geplant
teurer werden. Ein konventionelles
Auto zu fahren oder das Haus mit Öl
und Gas zu wärmen, verursacht dann
höhere Kosten. Als Ausgleich wird
aber Strom eventuell billiger. Für die
Förderung und Verfeuerung von
Kohle bedeutet der Beschluss wohl,
dass der Ausstieg deutlich vor dem
bisherigen Enddatum 2038 kommt.

Als Antworten auf mehrere Kla-
gen beschlossen die Verfassungs-
richterinnen und Richter am vergan-
genen Donnerstag, dass das von Bun-
destag und Bundesrat 2020 gebilligte
Klimaschutzgesetz die Freiheits-
rechte der jungen Generation erheb-
lich einzuschränken droht. Ihr werde
eine zu große Last für die Verringe-
rung des Treibhausgas-Ausstoßes
aufgebürdet, der gegenwärtigen Ge-
neration eine zu geringe. Mindestens

müsse man ab 2030 zusätzliche, kon-
krete Schritte festlegen, um die Ab-
gase zu reduzieren, erklärte das Ge-
richt. Es legte damit auch aus, was
das Klimaabkommen von Paris für
Deutschland bedeutet. Der Klima-
schutz hat dadurch jetzt Verfas-
sungsrang und ist einklagbar.

Das Klima als politisches Thema
ist jedenfalls jetzt der große Hit. Die
Parteien versuchen sich im begin-
nenden Bundestagswahlkampf so zu
positionieren, dass sie profitieren.
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) will bereits an diesem Diens-
tag in der Koalition aus Union und
SPD beraten, wie das Klimaschutz-
gesetz zu ändern ist. Einen konkre-
ten Vorschlag hat Umweltministerin
Svenja Schulze (SPD) für diese Wo-
che angekündigt. Bayerns Minister-
präsident Markus Söder (CSU) for-
derte, die Klimaneutralität schon
2040, nicht erst 2050 zu erreichen.
Und die Grünen nennen eine Zahl,
die die Kosten für die Privathaushal-
te und Firmen betrifft: 2023 solle der
Ausstoß einer Tonne Treibhausgase
nicht 35 Euro, sondern 60 Euro kos-

ten. In diese Richtung denkt auch die
Organisation Agora Energiewende. 

Damit ist man an dem Punkt, der
viele Menschen interessiert: Was än-
dert sich für mich? Weil ein wichti-
ges Werkzeug des Klimaschutzes
hierzulande der Emissionshandel ist,
geht es darum, wie sich die Gebüh-
ren für die Emissionen entwickeln.
Heute beispielsweise beträgt der
Aufschlag für eine Tonne Kohlendi-
oxid-Ausstoß 25 Euro. Umgerechnet
auf einen Liter Super an der Tank-
stelle macht das etwa sieben Cent,
für einen Liter Heizöl ebenfalls. Wer
den Kohlendioxid-Ausstoß senken
will, muss den Preis erhöhen. Dann,
so der Gedanke, verbrauchen die Pri-
vathaushalte und Firmen weniger
fossile Energie. Das bedeutet aller-
dings nicht, dass das Leben für alle
einfach teurer wird. Die Koalitions-
parteien wie auch die Grünen pla-
nen, die sogenannte EEG-Umlage, ei-
nen Bestandteil der Stromrechnung,
zu senken und schließlich abzu-
schaffen. Im Idealfall gleichen sich
die höheren Abgas- und geringeren
Elektrizitätskosten aus. 

Für die Beschäftigten der Braun-
kohleindustrie in Brandenburg,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Nord-
rhein-Westfalen und die Belegschaf-
ten der hiesigen Kohlekraftwerke
könnten die Folgen einschneidender
sein. Je schneller der Preis steigt,
desto eher ist der Energieträger am
Ende – und zwar nicht erst 2038, son-
dern deutlich früher. Dirk Messner,
Chef des Umweltbundesamtes,
sprach am Montag vom „Kohleaus-
stieg bis 2030“. 

So oder so kommen enorme Ver-
änderungen auf die Gesellschaft zu.
Und der Beschluss des Verfassungs-
gerichts zeigt, dass das zügig gehen
könnte. Möglicherweise ist schon in
20 Jahren quasi kein normales Auto
mehr auf hiesigen Straßen unter-
wegs. Gigantische Investitionen der
Wirtschaft und des Staates wollen
geplant und finanziert werden. Die-
ser Strukturwandel bringt Millionen
neuer Arbeitsplätze, aber er ver-
nichtet auch alte. Sehr viele Men-
schen müssen sich umstellen und
neu lernen – im Alltag und im Be-
rufsleben.

Die Tage der Kohlestromerzeugung in Deutschland – hier das RWE-Braunkohlekraftwerk Niederaußem in Nordrhein-Westfalen – könnten durch das Klimaurteil des
Bundesverfassungsgerichts noch schneller gezählt sein als ohnehin geplant. FOTO: OLIVER BERG/DPA

Öl teurer, Strom billiger, Kohle am Ende

Von Hannes Koch
●

Was das Klimaurteil des Bundesverfassungsgerichts in der Praxis bedeutet

BERLIN - Bundesjustizministerin
Christine Lambrecht (SPD) hat für
ihren Vorstoß zur teilweisen Rück-
gabe von Grundrechten an Geimpfte
Gegenwind bekommen. Freiheits-
einschränkungen wie die Verweh-
rung eines Restaurantbesuchs seien
weder für Geimpfte noch für Gene-
sene oder Getestete hinzunehmen,
sagte FDP-Chef Christian Lindner.

Der Osnabrücker Juraprofessor
Lars Leuschner forderte für Geimpf-
te ein Aufheben der Pauschalverbo-
te, etwa für Restaurantbesuche
oder der Hotelaufenthalte. „Das
Verbot, den Innenbereich von Res-
taurants zu öffnen oder Touristen
zu beherbergen, schränkt nicht nur
die Grundrechte der Gewerbetrei-
benden ein, sondern es ist auch ein
Eingriff in die Grundrechte der
Geimpften“, sagte Leuschner der
„Schwäbischen Zeitung“.

Der Verordnungsentwurf von
Justizministerin Lambrecht zu den
Rechten von gegen das Coronavirus
Geimpften soll am Mittwoch im Ka-
binett beschlossen werden. Bun-
desgesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) sagte, „im Idealfall“ würde
die Verordnung noch in dieser Wo-
che von Bundestag und Bundesrat
beschlossen.

Auch Berlins Regierender Bür-
germeister Michael Müller forderte
eine schnelle Entscheidung. „Wenn
von Menschen, die geimpft oder ge-
nesen sind, keine relevante Infekti-
onsgefahr mehr ausgeht und sie zu-

dem geschützt sind, entfällt der
Grund für die harten Corona-Maß-
nahmen zur Eindämmung der Pan-
demie“, sagte der SPD-Politiker der
„Rheinischen Post“. Müller ist der-
zeit Vorsitzender der Ministerprä-
sidentenkonferenz.

In dem Entwurf des Justizministe-
riums heißt es, vollständig Geimpfte
und Genesene sollten wieder das
Recht bekommen, „ohne vorherige
Testung zum Beispiel Ladengeschäf-
te zu betreten, Zoos und botanische
Gärten zu besuchen oder die Dienst-
leistungen von Friseuren oder Fuß-
pflegern in Anspruch zu nehmen“.
Beide Gruppen sollen sich auch
nicht an Ausgangsbeschränkungen
halten müssen.

Von der Möglichkeit, wieder ins
Restaurant zu gehen oder im Hotel
zu übernachten, ist in dem Entwurf
nicht die Rede. Lambrecht begrün-
dete dies unter anderem damit, dass
eine unterschiedliche Behandlung
von Geimpften und Nichtgeimpften
in der Gastronomie „viel Sprengsatz
in die Gesellschaft bringen würde“.
Juraprofessor Leuschner betonte al-
lerdings, dass die Annahme, die Teil-
öffnung für Geimpfte könnte bei dem
Rest der Bevölkerung Neid auslösen,
kein Grund für andauernde Restrik-
tionen sein dürfe. „Um es klar zu sa-
gen: Neid rechtfertigt keine Grund-
rechtseingriffe.“

Ebenso kritisierte Leuschner
Lambrechts Standpunkt, dass man

aufpassen müsse, dass Geimpfte
und Genesene kein Anrecht auf Ein-
tritt in ein Restaurant oder
Schwimmbad geltend machen wür-
den. Zwar könnten Eingangskon-
trollen tatsächlich zu Schwierigkei-
ten führen. Diese reichten aber als
Grund nicht aus, den Status quo auf-
recht zu erhalten. „Wenn etwa ein
Gastronom von einer Teilöffnung
absieht, weil sich der mit der Ein-
gangskontrolle verbundene Auf-
wand nicht lohnt, ist das natürlich
sein gutes Recht“, erläuterte
Leuschner. Dass Geimpfte das Res-
taurant in diesem Fall nicht besu-
chen können, falle dann nicht in die
Verantwortung des Staates. Deshalb
sei es nicht notwendig, Pauschalver-
bote auszusprechen, um etwa Gas-
tronomen vor den Ansprüchen
Geimpfter zu schützen.

Unterdessen wies Bundesbil-
dungsministerin Anja Karliczek
(CDU) darauf hin, dass für die Be-
rufsausbildung Ausnahmen von den
strengen Bundes-Notbremse-Regeln
geplant sind – vergleichbar mit den
Ausnahmen für Hochschulen. Nicht
alle Lehr- und Ausbildungsveran-
staltungen ließen sich digital durch-
führen, manches müsse in Präsenz
durchgeführt werden, sagte Kar-
liczek am Montag. „Gerade in der
dualen Berufsausbildung spielen die
praktischen außer- und überbetrieb-
lichen Lernorte eine zentrale Rolle
für das Lernen und den Erfolg.“ Ziel
sei es, dass unbedingt erforderliche
praktische Präsenzformate durchge-
führt werden könnten.

Regierung macht Tempo bei Rechten für Geimpfte
Verordnung am Mittwoch im Kabinett – Kritiker drängen auf Öffnungen auch in der Gastronomie

Für Geimpfte fallen bald einige Corona-Einschränkungen weg, so sieht es eine
geplante Verordnung des Bundesjustizministeriums vor. Ein Besuch im Café ist
aber auch für sie zunächst weiter nicht möglich. FOTO: HANNO BODE/IMAGO IMAGES
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